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Sechste Kammer
ECLI:EU:C:1987:94
Leitsatz
1) Die Klage wird abgewiesen. 2) Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens.
In der Rechtssache 312/84
Continentale Produkten Gesellschaft Ehrhardt-Renken (GmbH & Co.), Alter Wall 69, 2000 Hamburg 11, Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Steeger, Tiefenbacher und Heibey, Neuer Wall 10, 2000 Hamburg 36, Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt Lambert Dupong, 14 A, rue des Bains, Luxemburg,
Klägerin,
gegen
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechtsberater Peter Gilsdorf, Zustellungsbevollmächtigter: Georges Kremlis, Jean-Monnet-Gebäude, Luxemburg-Kirchberg,
Beklagte,
wegen Nichtigerklärung der Entscheidung K(84) 1605 der Kommission Vom 29. Oktober 1984 über die Rückerstattung von Antidumpingzöllen
erläßt
DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer)
unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten C. Kakouris, der Richter T. F. O'Higgins, T. Koopmans, K. Bahlmann und G. C. Rodríguez Iglesias,
Generalanwalt: M. Darmon
Kanzler: P. Heim
aufgrund des nach der mündlichen Verhandlung vom 24. Juni 1986 ergänzten Sitzungsberichts,
nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 22. Oktober 1986,
folgendes
Urteil
1 Die Continentale Produkten Gesellschaft Ehrhardt-Renken (GmbH & Co.), Hamburg, hat mit Klageschrift, die am 28. Dezember 1984 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag Klage auf teilweise Nichtigerklärung der Entscheidung K(84) 1605 der Kommission vom 29. Oktober 1984 erhoben. Die Nichtigerklärung wird begehrt, soweit durch diese Entscheidung einem Antrag der Klägerin nur in Höhe von 1638,01 DM stattgegeben wurde, den diese aufgrund von Artikel 15 der Verordnung Nr. 3017/79 des Rates vom 20. Dezember 1979 über den Schutz gegen gedumpte oder subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gehörenden Ländern (ABl. L 339, S. 1), der Antidumpihggrundverordnung, wegen Rückerstattung der Antidumpingzölle gestellt hatte, die sie gemäß der Verordnung Nr. 789/82 des Rates vom 2. April 1982 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf Einfuhren bestimmter Baumwollgarne mit Ursprung in der Türkei (ABl. L 90, S. 1), die zwischen dem 15. April und dem 16. Juli 1982 erfolgt waren, gezahlt hatte. Hilfsweise beantragt die Klägerin festzustellen, daß die Entscheidung teilweise nichtig ist, weiter hilfsweise, die Entscheidung abzuändern und die Kommission zu verpflichten, an die Klägerin über den als erstattungsfähig anerkannten Betrag hinaus weitere 675144,56 DM zuzüglich 9 % Zinsen auf den Gesamtbetrag seit dem 24. März 1982, dem Tag der ersten Antragstellung wegen Rückerstattung, zu zahlen; schließlich beantragt die Klägerin noch äußerst hilfsweise, die Kommission zu verurteilen, eine Entscheidung zu erlassen, mit der sie feststellt, daß die zuständigen Behörden der Bundesrepublik Deutschland dem Antrag der Klägerin auf Rückerstattung voll umfänglich stattzugeben haben.
2 Wegen der Vorgeschichte des Rechtsstreits und des Parteivorbringens wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt wird im folgenden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfordert.
Zum Klagegrund der Unzuständigkeit der Kommission
3 Die Klägerin trägt vor, die Kommission sei für den Erlaß der angefochtenen Entscheidung nicht zuständig gewesen. Sie habe ihren Antrag auf Rückerstattung am 26. Juli 1982 an die zuständige deutsche Behörde gerichtet; zu diesem Zeitpunkt habe für den Antrag Artikel 15 der Antidumpinggrundverordnung Nr. 3017/79 gegolten, wonach die nationalen Behörden für die Entscheidung über den Rückerstattungsantrag zuständig gewesen seien. Zwar sei vor Erlaß der angefochtenen Entscheidung vom 29. Oktober 1984 eine neue Antidumpinggrundverordnung, die Verordnung Nr. 2176/84 des Rates vom 23. Juli 1984 (ABl. L 201, S. 1), in Kraft getreten, die in Artikel 16 die Kommission zur Entscheidung über die Rückerstattungsanträge ermächtige, doch müsse die ursprünglich den nationalen Behörden übertragene Zuständigkeit für nach der früheren Regelung eingereichte Anträge bestehen bleiben. Daß die Verordnung Nr. 2176/84 nach Artikel 19 Absatz 2 auf bei ihrem Inkrafttreten bereits eingeleitete Verfahren Anwendung finde, ist nach Ansicht der Klägerin unerheblich, da ihr ein unentziehbarer Anspruch darauf zustehe, daß ihr Antrag von den nationalen Behörden geprüft werde, die zum Zeitpunkt der Antragstellung zuständig gewesen seien.
4 Dazu ist festzustellen, daß im allgemeinen die Vorschriften, die ein Verwaltungsverfahren ändern und die zuständigen Behörden bezeichnen, auch auf anhängige Verfahren Anwendung finden; die Betroffenen können sich dabei nicht auf einen unentziehbaren Anspruch berufen, dem zufolge ihr Fall von der nach früherem Recht zuständigen Behörde zu behandeln sei. Diese Regel ist ausdrücklich in Artikel 19 Absatz 2 der Verordnung Nr. 2176/84 aufgenommen worden, wonach diese Verordnung ausnahmslos auf zum Zeitpunkt ihres Inkrafttretens bereits eingeleitete Verfahren Anwendung findet. Infolgedessen ist das Vorbringen der Klägerin nicht stichhaltig und zurückzuweisen.
5 In ihrer Erwiderung trägt die Klägerin vor, die Kommission habe das Verfahren zur Prüfung ihres Antrags bewußt bis zum Inkrafttreten der Verordnung Nr. 2176/84 verzögert. Die Prüfung der Akten ergibt jedoch keinen Anhaltspunkt in diesem Sinne, und die Klägerin hat keine Tatsachen vorgetragen, die ihren Vorwurf rechtfertigen könnten. Das Vorbringen ist daher in jedem Fall zurückzuweisen.
Zu den anderen Klagegründen
6 Die Klägerin führt sodann gegen die angeführte Entscheidung drei Gruppen von Klagegründen an. Mit einigen stellt sie die Rechtmäßigkeit der Verordnung Nr. 789/82 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls in Frage, insbesondere die Ordnungsgemäßheit des Verfahrens, das zur Feststellung der Dumpingspanne und zur Einführung der Antidumpingzölle geführt hat. Mit anderen Klagegründen greift sie, ohne die Rechtmäßigkeit der Verordnung Nr. 789/82 in Frage zu stellen, die Richtigkeit der Normalwerte und der im Untersuchungsverfahren festgestellten Dumpingspanne an und versucht dabei, diese im Hinblick auf die beantragte Rückerstattung durch andere Normalwerte und eine andere Dumpingspanne zu ersetzen. Drittens wendet sich die Klägerin gegen die angeblich unzureichend begründete Feststellung in der angefochtenen Entscheidung, sie habe nicht nachgewiesen, daß die Produktionskosten ihrer Lieferanten niedriger seien.
7 Die Kommission erhebt zunächst Einwände gegen die Zulässigkeit der Klagegründe, durch die die Rechtmäßigkeit der Verordnung Nr. 789/82 in Frage gestellt wird. Sodann bestreitet sie das Vorbringen, mit dem die Klägerin die Richtigkeit der Normalwerte und der Dumpingspanne in Zweifel zieht, die bei der Untersuchung ermittelt worden sind. Schließlich weist sie die gegen die Begründung der angefochtenen Entscheidung gerichteten Rügen zurück.
8 Angesichts dieser Streitfragen ist zunächst die Tragweite des Artikels 16 Absatz 1 der Verordnung Nr. 2176/84 zu bestimmen, der folgendermaßen lautet: Kann ein Einführer nachweisen, daß der erhobene Zoll die tatsächliche Dumpingspanne ... unter Berücksichtigung der Anwendung gewogener Durchschnitte übersteigt, so wird der Mehrbetrag erstattet.
9 Die besondere Zielsetzung dieser Vorschrift ergibt sich aus ihrem Wortlaut sowie ihrer Stellung innerhalb der gesamten Verordnung Nr. 2176/84. Diese Verordnung gibt den betroffenen Unternehmen nämlich verschiedene Möglichkeiten an die Hand, ihre Interessen in den aufeinanderfolgenden Abschnitten des Verfahrens zur Einführung und Erhebung von Antidumpingzöllen geltend zu machen.
10 In einer Anfangsphase sieht Artikel 7 der Verordnung Nr. 2176/84 ein vorheriges vollständiges und eingehendes Untersuchungsverfahren vor, das die Feststellung eines Dumpings sowie die eventuelle Einführung von Antidumpingzöllen ermöglichen soll, und gibt den Betroffenen einen Anspruch auf Teilnahme an diesem Verfahren, damit sie die sie betreffenden Gesichtspunkte vortragen und auf ihre Berücksichtigung hinwirken können. Wenn das Verfahren zum Erlaß einer Verordnung zur Festsetzung von Antidumpingzöllen führt, können die Betroffenen die Rechtmäßigkeit dieser Verordnung im Wege der Anfechtungsklage oder mit dem Einwand der Rechtswidrigkeit angreifen.
11 Verändern sich die Umstände, anhand deren die in der Verordnung zur Einführung von Antidumpingzöllen zugrunde gelegten Werte bestimmt worden sind, sieht Artikel 14 der Verordnung Nr. 2176/84 in einem zweiten Abschnitt ein Verfahren zur vollständigen oder teilweisen Überprüfung der Festsetzungsverordnung vor, an dem die Betroffenen teilnehmen können. Die in Anwendung befindlichen Maßnahmen werden geändert oder mit oder ohne Rückwirkung aufgehoben, sofern die allgemeine Überprüfung dies rechtfertigt. Die Betroffenen können die Ergebnisse dieses Verfahrens gerichtlich anfechten.
12 Schließlich steht dem Einführer eine dritte Möglichkeit offen: Er kann nach Artikel 16 insoweit die Rückerstattung der von ihm für eine oder mehrere Einfuhren gezahlten Beträge beantragen, als diese die tatsächliche Dumpingspanne bei diesen Einfuhren übersteigen. Diese Erstattungsmöglichkeit gilt somit nur für den Importeur, der Antidumpingzölle gemäß der Verordnung zu ihrer Einführung gezahlt hat. Infolgedessen kann aufgrund dieser Vorschrift die Gültigkeit der Verordnung zur Einführung der Zölle nicht in Frage gestellt und keine erneute Überprüfung der in den vorangegangenen Untersuchungen festgestellten allgemeinen Daten verlangt werden. Die Vorschrift gibt einem antragstellenden Einführer die Möglichkeit, ausgehend von der allgemeinen Richtigkeit dieser Daten den Nachweis zu führen, daß diese in seiner besonderen Lage nicht anwendbar seien und infolgedessen die tatsächliche Dumpingspanne im konkreten Fall geringer sei als diejenige, die für die Einführung der Antidumpingzölle zugrunde gelegt worden war.
13 Diese Auslegung des Artikels 16, nach der der Antragsteller nicht die Normalwerte anfechten kann, die in der vorangegangenen Untersuchung festgestellt worden sind, die gemäß Artikel 7 der Verordnung Nr. 2176/84 durchgeführt und mit dem Erlaß der Verordnung über die Erhebung der Antidumpingzölle abgeschlossen wurde, wird dadurch erhärtet, daß der Antragsteller nach Artikel 16 Beweise zur Stützung seines Antrags beibringen muß. Der Antragsteller verfügt nämlich nicht über Beweismittel, die von allgemeiner Tragweite sind und daher diese Normalwerte in Frage stellen könnten; infolgedessen läßt sich nicht vertreten, daß Artikel 16 solche Beweise von allgemeiner Tragweite voraussetzt, da die Einführer in diesem Fall keinen Nutzen von dieser Vorschrift hätten.
14 Außerdem folgt aus dem Verfahren zur Prüfung der Erstattungsanträge, so wie es in Artikel 16 Absatz 2 geregelt ist, daß die Beweismittel, auf die der betroffene Importeur seinen Erstattungsantrag stützt, vollständig sein und zusammen mit diesem Antrag eingereicht werden müssen. Dieses Verfahren sieht vor, daß die nationalen Behörden des Mitgliedstaats, auf dessen Gebiet die Waren in den zollrechtlieh freien Verkehr überführt wurden, den Antrag der Kommission übermitteln, daß die Kommission die anderen Mitgliedstaaten unterrichtet und eine Stellungnahme zu dem Antrag abgibt und daß die Mitgliedstaaten sich dazu äußern. Diese Stellungnahmen und Entscheidungen müssen aufgrund der gesamten Akten ergehen. Der betroffene Einführer kann infolgedessen nach Artikel 16 weder beantragen, daß die Kommission selber eine Untersuchung über die Begründetheit des Erstattungsantrags durchführt, noch die Kommission zwingen, Beweismittel anzunehmen, die zu einem späteren Zeitpunkt, insbesondere in einem eventuellen Streitverfahren, vorgelegt wurden.
15 Um die praktische Tragweite des so ausgelegten Artikels 16 zu verdeutlichen, ist festzustellen, daß der erhobene Antidumpingzoll die tatsächliche Dumpingspanne nur in zwei Fällen im Sinne dieses Artikels überschreiten kann: a) Die einzelnen Lieferanten des betroffenen Einführers haben die eingeführten Waren zu Preisen verkauft, die den der Verordnung zur Festsetzung der Zölle zugrunde gelegten Normalwerten nahekommen oder sie erreichen, oder b) die Preise dieser Lieferanten liegen zwar unter den Normalwerten, sind aber kein Dumping, da die geringen Herstellungskosten den Verkauf zu niedrigen Preisen und trotzdem mit Gewinn ermöglichen. Die Berechnung der Preise muß unter Berücksichtigung der gewogenen Durchschnitte erfolgen. Infolgedessen muß der Einführer mit seinem Antrag Beweise dafür vorlegen, daß es sich bei seinen Einfuhren um einen dieser beiden Fälle handelt.
16 Aufgrund dieser Erwägungen sind die gegen die Rechtmäßigkeit der angefochtenen Entscheidung vorgetragenen Klagegründe zu prüfen.
Zur Rechtmäßigkeit der angefochtenen Entscheidung
17 Die angefochtene Entscheidung enthält unter anderem die Begründung (unter Nr. 15), daß die Antragstellerin kein Beweismaterial vorgelegt hat, um ihre Behauptungen zu substantiieren, die Kosten ihrer türkischen Lieferanten seien tatsächlich niedriger als die von der Kommission anläßlich ihrer Antidumpinguntersuchung festgestellten Kosten. Weiter heißt es dann: Die Antragstellerin hat es auch versäumt, zu den von der Kommission geäußerten Zweifeln an ihren Angaben über die Kosten ihrer Lieferanten Stellung zu nehmen, und zwar insbesondere in bezug auf deren Kosten für Rohbaumwolle, welche angeblich um 20 % niedriger seien als die von der Kommission bei ihrer Untersuchung zugrunde gelegten Kosten. Diese von der Kommission zugrunde gelegten Kosten beruhen auf von den türkischen Ausführern gegenüber der Kommission gemachten Angaben, wonach die türkischen Rohbaumwollpreise wegen der von sehen der Regierung eingeführten Stützpreise für Baumwollsaaten nicht von Käufer zu Käufer variieren.
18 Wie zunächst festzustellen ist, geht diese Begründung stillschweigend davon aus, daß die Klägerin die Möglichkeit hatte nachzuweisen, daß die Normalwerte ihrer Lieferanten wegen der geringeren Herstellungskosten niedriger als die in der Verordnung zur Einführung des Antidumpingzolls festgestellten Werte waren. Infolgedessen ist der von der Klägerin angeführte Nichtigkeitsgrund, die Kommission habe es abgelehnt, die individuellen Werte ihrer Lieferanten in Betracht zu ziehen, zurückzuweisen.
19 Mit anderen Rügen greift die Klägerin die Art und Weise an, in der die von ihr beigebrachten Beweise für die Herstellungskosten ihrer Lieferanten in der Türkei in der Begründung der angefochtenen Entscheidung gewürdigt worden sind.
20 Diese Klagegründe sind ebenfalls nicht stichhaltig. Die angefochtene Entscheidung bezieht sich auf Beweismittel, die die Klägerin den nationalen Behörden und der Kommission vorgelegt hat, sowie auf den Umstand, daß die Klägerin es versäumt hat, zu den von der Kommission geäußerten Zweifeln an ihren Angaben Stellung zu nehmen, wonach die Herstellungskosten ihrer Lieferanten insbesondere für Rohbaumwolle niedriger seien als die in der vorangegangenen Untersuchung festgestellten Kosten der türkischen Erzeuger im allgemeinen. Außerdem heißt es in der Entscheidung, daß die Kosten der einzelnen Erzeuger sich nicht merklich voneinander unterscheiden. Die Begründung der angefochtenen Entscheidung ist infolgedessen ausreichend.
21 Da gegen diesen Abschnitt der Begründung, der allein bereits die angefochtene Entscheidung hinreichend trägt, keine weiteren Klagegründe vorgebracht worden sind, ist die Anfechtungsklage abzuweisen, ohne daß es notwendig wäre, noch die gegen die anderen Abschnitte der Begründung der angefochtenen Entscheidung vorgetragenen Klagegründe zu prüfen.
22 Die Hilfsanträge der Klägerin, mit denen sie die Feststellung der Nichtigkeit der angefochtenen Entscheidung, ihre Änderung oder ihre Ersetzung durch eine andere Entscheidung begehrt, sind im Rahmen einer Klage nach Artikel 173 EWG-Vertrag unzulässig.
23 Infolgedessen ist die Klage insgesamt abzuweisen.
Kosten
24 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Klägerin mit ihrem Vorbringen unterlegen ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen.
Aus diesen Gründen
hat
DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer)
für Recht erkannt und entschieden:
1) Die Klage wird abgewiesen.
2) Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens.
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